Deutscber Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3766 


Der Bundesminister für Wirtschaft 

II B 2 - 02 90 01 


Bonn, den 19. Juli 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erhaltung der Konkurrenzfähigkeit der deutschen 
Beherbergungsbetriebe 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Burgemeister, Dr. 
Brenck, Riedel (Frankfurt), Wieninger, Josten und Ge- 
nossen 
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Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesminister der Finanzen 
und dem Herrn Bundesminister für Verkehr beantworte ich die 
Kleine Anfrage wie folgt: 

Zu 1. 

Der Bundesregierung ist bekannt, welche steuerlichen Bestim- 
mungen das Beherbergungsgewerbe als hinderlich für die 
Durchführung ausreichender Modernisierungen ansieht. Die 
Bundesregierung betrachtet jedoch insbesondere die auf der 
Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs beruhenden Grundsätze 
über die Abgrenzung des sofort abzugsfähigen Erhaltungsauf- 
wands von dem auf die Nutzungsdauer zu verteilenden Herstel- 
lungsaufwand, die in Abschnitt 157 der Einkornmensteuer-Richl- 
hnien zusammengestellt sind, nicht als Bestimmungen, die die 
Modernisierung der Beherbergungsbetriebe behindern. Durch 
diese Anordnung werden die Finanzämter angewiesen, die Fra- 
ge, ob Herstellungsaufwand vorliegt, im allgemeinen nur zu 
prüfen, wenn es sich um verhältnismäßig hohe Aufwendungen 
handelt. Betragen die Aufwendungen für die einzelne Baumaß- 
nahme nicht mehr als 1500 DM, so können sie auf Antrag ohne 
Nachprüfung als sofort abzugsfähiger Erhaltungsaufwand be- 
handelt werden. Von erheblicher Bedeutung für die Beherber- 
gungsbetriebe dürfte außerdem sein, daß nach der Rechtspre- 
chung des Bundesfinanzhofes für wirtschaftlich klar abgrenz- 
bare Teile eines Gebäudes, die eine wesentlich geringere Nut- 
zungsdauer als die anderen Gebäudeteile haben, eine geson- 
derte Aktivierung und eine gesonderte Absetzung nach Maß- 
gabe ihrer kürzeren Nutzungsdauer zulässig ist (BFH-Urteil 
vom 17. Juli 1956 - BStBl. III S. 316). 
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Eine Sonderregelung des Inhalts, daß Modernisierungsaufwen- 
dungen bei Beherbergungsbetrieben stets als sofort abzugsfähi- 
ger Erhaltungsaufwand zu behandeln sind, kann im Verwal- 
tungswege nicht getroffen werden, weil es hierzu an einer 
Rechtsgrundlage fehlt. Aber auch durch Gesetz sollte eine solche 
Sonderregelung nicht eingeführt werden, weil sie gegen den 
Grundsatz der Gleichbehandlung verstoßen würde. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung kann auch die Zubilligung von Sonder- 
abschreibungen für die Modernisierungsaufwendungen der Be- 
herbergungsbetriebe aus dem Grundsatz der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung nicht befürworten. 

Ich darf darauf hinweisen, daß die Frage der Zubilligung von 
Sonderabschreibungen für den Modernisierungsaufwand der 
Beherbergungsbetriebe bereits vom Deutschen Bundestag be- 
handelt worden ist. In seiner 157. Sitzung am 3. Mai 1961 hat 
dieser im Rahmen der zweiten Beratung des Steueränderungs- 
gesetzes 1961 einen entsprechenden Antrag (Umdruck 895) ab- 
gelehnt (S. 8998 des Sitzungsprotokolls). Wenn die Gründe für 
die Ablehnung aus dem Sitzungsprotokoll auch nicht ersicht- 
lich sind, so kann doch angenommen werden, daß die oben er- 
wähnten Bedenken für die Ablehnung entscheidend waren. 
Bemerkenswert dürfte auch sein, daß ein Antrag gleichen In- 
halts, der dem Finanzausschuß bei seinen Beratungen über die 
Steueränderungsgesetze 1964 und 1965 vorlag, von dem Aus- 
schuß nicht aufgenommen worden ist. 

Zu 3. 

Die Bundesregierung kennt die wesentlichen Förderungsmaß- 
nahmen der EWG-Länder, Österreichs und der Schweiz, die dem 
Ziel dienen, im größtmöglichen Umfang den internationalen 
Fremdenverkehr an sich zu ziehen. Die Bundesregierung aner- 
kennt die Notwendigkeit, die Werbung um den ausländischen 
Reisenden zu aktivieren, um mit den entsprechenden Maßnah- 
men der EWG-Staaten, Österreich und der Schweiz, Schritt zu 
halten. Die mit der Werbung für den Fremdenverkehr im Aus- 
land befaßte Deutsche Zentrale für Fremdenverkehr (ZFV) hat 
seit 1963 eine Aufstockung ihrer Mittel um 1,5 Mio DM auf 
7,5 Mio DM erhalten. 

Im übrigen dienen vor allem die Kreditprogramme des Bundes 
und der Länder für die Beherbergungs- und Gaststättenunter- 
nehmen in den Förderungsgebieten und das Gewerbeförde- 
rungsprogramm der Bundesregierung für das Hotel- und Gast- 
stättengewerbe, insbesondere die Intensivierung der Betriebs- 
beratung, der Betriebsvergleiche und des Fachschulwesens, 
langfristig der Stärkung der Leistungs- und Wettbewerbs- 
fähigkeit. 
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In Vertretung 

Langer 



